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1 Vorbemerkungen 

Das Institut für Landschaftsentwicklung, Erholungs- und Naturschutzplanung wurde von der steirischen Umweltanwaltschaft (UA) beauftragt, sowohl eine Stellungnahme zu den Fachbereichen Biotope und Ökosysteme, Forstwirtschaft und Raumordnung der UVE zur geplanten Steiermarkleitung abzugeben. Weiteres war auch das Umweltverträglichkeitsgutachten zur UVE sowie dessen Revision in Hinblick auf Vollständigkeit, fachliche Nachvollziehbarkeit, Richtigkeit und Plausibilität zu überprüfen. Ebenfalls wurden die Aussagen der Gutachter zu den Stellungnahmen des Umweltanwaltes auf Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit der jeweiligen Argumente im Hinblick auf den Stand der Technik und verfahrensbezogener Richtlinien überprüft. Zwei UVP-Experten wurden hinzugezogen, um die inhaltlichen Ausführungen seitens der Bearbeiter in rechtlicher bzw. verfahrensbezogener Hinsicht zu ergänzen.

Die vorliegende Studie ist eine Stellungnahme zum Bescheid der Steiermärkischen Landesregierung, Genehmigung nach dem UVP-G 2000 betr. die Errichtung und den Betrieb der sog. 380 kV-Steiermarkleitung für den in der Steiermark gelegenen Abschnitt. Ein Schwerpunkt ist wieder die Überprüfung des Bescheides auf Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit im Hinblick auf den Stand der Technik und der Wissenschaft die Fachbereiche Biotope und Ökosystem und Raumordnung betreffend, sowie hinsichtlich verfahrensbezogener Richtlinien. Weiters war die Frage zu klären, inwieweit das vorliegende Projekt umweltverträglich ist bzw. auf Grund welcher Voraussetzungen das Projekt nicht umweltverträglich ist. Ein UVP-Experte wurde eingebunden, um die inhaltlichen Ausführungen seitens der Bearbeiter in rechtlicher bzw. verfahrensbezogener Hinsicht zu ergänzen. 

Anmerkung: In der vorliegenden Studie wird auf die folgende Erklärungen und Gutachten Bezug genommen, die in dieser Stellungnahme wie folgt abgekürzt werden:

· Umweltverträglichkeitserklärung Steiermarkleitung - UVE

· Ergänztes Umweltverträglichkeitsgutachten zur UVE Steiermarkleitung - E-UVE

· Bescheid d. Stmk. Landesregierung Genehmigung nach dem UVP-G 2000 - 380-kV-Steiermarkleitung - Bescheid

· Stellungnahme zum Ergänzten Umweltverträglichkeitsgutachten zur UVE Steiermarkleitung 
(ILEN/BOKU) - GA/BOKU

Die in Klammer gesetzten Zahlen stellen Seitenzahlen des Bescheides vom 21.3.05 dar.

2 Zusammenfassung

Eine Vielzahl im Bescheid getroffener Aussagen ist nicht zulässig, da sie auf fehlenden bzw. unvollständigen Grundlagenerhebungen und Kartierungen basieren, somit ist es nicht zulässig für das eingereichte Projekt eine Umweltverträglichkeit abzuleiten.

Generell sind die folgenden verfahrensbezogenen Mängel zu nennen:

Der Bescheid verstößt gegen ein faires Verfahren im Sinne der Europäischen Menschenrechtskonvention (Art 6):

· da das Hauptargument für die Bewilligung der "Bedarf" ist, 

· da das Hauptgutachten von der e-Control erstellt wurde und somit die Republik - und die Bundesländer als Teil des Bundes - in eigener Sache Antragsteller, Gutachter und Richter sind. 

Der Bescheid wurde erstellt, ohne die zu beurteilenden Tatsachen vollständig zu ermitteln, obwohl die Behörde verpflichtet ist, sämtliche relevanten Sachverhalte zu ermitteln und zu bewerten (amtswegige Ermittlungspflicht). Erst wenn die Ermittlungen vollständig sind (Vollständigkeitspflicht der Behörde), ist die Sache zur Entscheidung reif. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der Bescheid in entscheidungswesentlichen Punkten unvollständig, unrichtig und unschlüssig ist, da

· zahlreiche dem Bescheid zu Grunde liegende Sachverhalte unvollständig erhoben wurden: 

· die Behörde sah sich angesichts der Vielzahl von Verfahrensparteien nicht in der Lage, sämtliche Parteistellungsbehauptungen im Detail zu überprüfen (184), bzw. wird das Landschaftsbild betreffend argumentiert, dass den Einwendungen Richtigkeit zuerkannt wurden und deshalb eine „eine detaillierte Bearbeitung dieser Einwendungen unterblieb,

· entscheidende und v.a. verortbare Erhebungen bzw. Kartierungen über das Vorkommen zahlreicher in den Richtlinien der EU enthaltener Tiergruppen (Vogelschutzrichtlinie, Anhang I – Arten und FFH-Richtlinie, Anhang II – Arten) fehlen, 

· Regelungen nach EU – Recht (Vogelschutz- und FFH-Richtlinie, Natura 2000 ) werden nicht ausreichend berücksichtigt (z.B. Naturverträglichkeitsprüfung auch für Vorhaben außerhalb der Schutzgebiete),

· die Auswirkungen des Vorhabens auf Internationale Schutzgebiete (Ramsar-Schutzgebiet, Natura-2000 etc.) werden im Bescheid nicht oder zumindest nicht ausreichend berücksichtigt,

· Erhebungen der Grundlagen sind unvollständig und für eine ökologische Bewertung und Berücksichtigung aller ökosystemaren Zusammenhänge unzureichend, sie entprechen nicht dem Stand der Technik und der Wissenschaft,

· entscheidende und verortbare Kartierungen der Standorte von Fledermausquartieren, ebenso Erhebungen über deren Populationsgrößen usw. im Bereich der geplanten KV-Trasse und deren weiteren Umfeld fehlen als Entscheidungsgrundlage,

· entscheidende Grundlagen zur Einschätzung des Kollisionsrisikos von Vögeln fehlen,

· in den Teilgutachten sind Angaben zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu allgemein gehalten (fehlende Verortbarkeit, keine Aussagen über Quantität und Qualität der Ausgleichsmaßnahmen) oder sie fehlen gänzlich (keine Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zum Landschaftsbild, -schutz) und 

· damit wurde den Gutachtern aufgrund obiger Feststellung die Möglichkeit entzogen, Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen auf ihre Umweltverträglichkeit zu überprüfen. Somit kann kein Bescheid zu den Ausgleichmaßnahmen erstellt werden, da entscheidungswesentliche Unterlagen fehlen,

· eine landschaftspflegerische Begleitplanung, für die Bereiche Biotope und Ökosysteme, Landschaftsbild, Ortsbild, Forstwirtschaft, Freizeit, Erholung und Tourismus als Grundlage für eine Begutachtung und den Bescheid fehlt. Eine landschaftspflegerische Begleitplanung entspricht dem Stand der Technik und des Wissens, wäre daher zur Beurteilung der Umweltverträglichkeit unabdingbar gewesen,

· prinzipiell wird die Vollständigkeit der bei der UVE eingereichten Unterlagen und somit die Erstellung des Bescheides in Frage gestellt. Schon bei einer sehr zeitlich und örtlich punktuellen Erhebung wurde eine FFH-Art erfasst, die in den Einreichunterlagen keinerlei Erwähnung fanden. Es ist anzunehmen, dass bei einer erneuten und flächendeckenden Untersuchung des Planungsgebietes weitere Arten erfasst werden. 

Dazu (beispielhaft) einige Anmerkungen:

wichtige Tierarten und –gruppen mit hoher Zeigerfunktion wurden nicht oder nur unzureichend erfasst (siehe dazu z.B. obige Ausführungen zur Tiergruppe Fledermäuse u.a.),

wichtige (tierische und pflanzliche) Kleinlebensräume wurden z.T. nicht oder nur unvollständig erhoben, konnten dadurch hinsichtlich ihrer Störung durch das Vorhaben nicht beurteilt werden,

einige (bei weitem nicht alle) dieser Tierarten- und Gruppen, welche in der UVE nicht berücksichtigt (d.h. nicht untersucht) wurden, werden im Umweltgutachten der Behörde zwar – aufgrund verschiedener Einwendungen – behandelt, sind aber wegen des zit. fehlenden Datenmaterials von geringer Aussagekraft und keinesfalls geeignet, eventuelle Auswirkungen des Vorhabens schlüssig zu belegen.

· die geforderte synoptische planliche Darstellung aller Ist-Zustände, Auswirkungen und Maßnahmen wird im Bescheid nicht erwähnt und es kann davon ausgegangen werden, dass der Bescheid ohne ein derartiges Instrumente erstellt wurde, 

· eine Visualisierung der Auswirkungen des Projektvorhabens z.B. mittels Fotomontagen, o.ä., welche dem Stand der Technik entspricht, fehlt,

· Untersuchungen zu Auswirkungen des Projektes auf die Wirtschaft der Region (z.B. auf den Tourismus) für die Erstellung des Bescheides nicht erhoben wurden,

· die in Stellungnahmen geforderte nachvollziehbare Ermittlung des Kompensationsumfanges aufgrund des projektierten Eingriffes im Bescheid nicht ausgeführt wird und somit wahrscheinlich auch zur Erstellung des Bescheides nicht berücksichtigt wurde,

· Hinsichtlich des Landschaftsbildes sind Unschlüssigkeit und Unvollständigkeit gegeben, weil im Bescheid einerseits festgestellt wird, dass das Vorhaben der Steiermarkleitung nachteilige Einflüsse hat, aber andererseits behauptet wird, es würde keine schwerwiegende Beeinträchtigung geben.

· Zur Abschätzung des Auswirkungen auf die Wirtschaft und den Tourismus der Region liegen keine Erhebungen vor, die Argumentation im Bescheid basiert auf unvollständige Unterlagen.

· der Sachverhalt unrichtig ermittelt wurde:

· die bei Landschaftsbildbewertung angewendete Methode entspricht nicht dem Stand der Technik, undifferenzierte Definition von Begriffen, Mittelwertbildung …, auch wenn sich Behörde auf die Landschaftsbildbewertung durch die Gutachter bezieht,

· das Argument, dass Mehrkosten für die Projektwerberin entstehen könnten, muss entschieden als unzulässig zurückgewiesen werden, da das Vorhaben eine Zerstörung der Landschaft zur Folge hat. Durch die einmalige Handlung der Errichtung der Stromleitung werden Lebensräume und Landschaften für immer zerstört. In diesem Zusammenhang ist es nicht zulässig mit Mehrkosten zu argumentieren, wenn durch eine andere Projektvariante Lebensräume und Landschaften erhalten bleiben. In diesem Zusammenhang sei auf die Summationswirkung hingewiesen, die auch für die Landschaft als solche gilt.

· Die Behauptung, dass Beeinträchtigungen des ökologischen Gleichgewichtes ausgeschlossen werden können und es keine Einwirkungen auf Biotope und Ökosysteme gibt sowie insgesamt eine Biotopverbesserung erwartet werden kann, ist inhaltlich unrichtig.

· Die Begründung, dass die Summation verschiedener Einflüsse auf den Lebensraum der Tiergruppe der Fledermäuse für deren Rückgang schuld sei, bleibt unwidersprochen. Doch die Aussage, dass das geplante Vorhaben nicht ausschlaggebend dafür sei, ist unrichtig: trägt dieses Vorhaben doch dazu bei, den Summationseffekt durch eine weitere Veränderung zu verstärken!

· Bei der Argumentation, dass die vorteilhaften Auswirkungen des Vorhabens gegenüber seinen nachteiligen überwiegen, wird verschwiegen, dass das Vorhaben letztendlich zu einer Natur aus zweiter Hand führt und ein immerwährendes Aus für etliche Lebensräume bedeutet.

· Es fehlt eine Landschaftspflegerische Begleitplanung als entscheidende Grundlage zur Verortung von Eingriffen sowie zur Ableitung und Konkretisierung von Ausgleichsmaßnahmen und als Arbeitsgrundlage für die ökologische Bauaufsicht.

· der Bescheid unschlüssig ist, da:

· auf Stellungsnahmen/Einwendungen nicht oder nur teilweise eingegangen wird,

· offensichtlich fehlende Unterlagen nicht eingefordert bzw. ermittelt wurden,

· den getätigten Einwendungen nicht auf derselben fachlichen Ebene entgegengetreten wurde. Dadurch, dass weder die am Verfahren beteiligten Gutachten noch die Behörde selbst auf die Teile der Stellungnahmen eingehen, liegt eine fachliche Stellungnahme seitens der Behörde stellenweise nicht vor. 

· den Verfahrensparteien vorgeworfen wird, auf den Ausführungen der Sachverständigen nicht auf gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten zu sein (262, 271, 285)

· Laut Seite 281 wird auf Grund einzelner Einwendungen, die eine ökologische Begleitplanung fordern, eben jene als Auflage vorgeschrieben. Seitens der Autoren konnte eine ökologische Begleitplanung in den Auflagen des Bescheides nicht identifiziert werden.

· Selbiges gilt für die Landschaftspflegerische Begleitplanung. Laut Seite 307 wird eben jene als Auflage vorgeschrieben. Seitens der Autoren konnte eine ökologische Begleitplanung in den Auflagen des Bescheides nicht identifiziert werden. Es liegt die Vermutung nahe, dass sich der vorliegende Bescheid sich noch in einer Entwurfsversion befindet.

3 Fachbereich - Biotope und Ökosysteme 

* Unvollständige Erhebung des Sachverhaltes

Zusammenfassend wird festgestellt, dass auf die in unserer Stellungnahme (GA/BOKU) zum „ergänzten Umweltverträglichkeitsgutachten zur UVE Steiermarkleitung“ (E-UVE) angeführten Mängel und fehlenden Grundlagen (3) im Bescheid d. Stmk. Landesregierung Genehmigung nach dem UVP-G 2000 380-kV-Steiermarkleitung nicht oder unzureichend Stellung genommen wird.

Die Behauptung (284), dass Natura 2000-Gebiete nicht betroffen sind, ist unvollständig und in der vorliegenden Form nicht zulässig. Einwendungen sind nicht berücksichtigt worden, wonach sich geschützte Arten auch außerhalb der Natura 2000-Gebiete aufhalten und nach EU-Recht sind Auswirkungen von Maßnahmen auch außerhalb von Natura 2000 – Gebieten zu berücksichtigen, sofern diese Einfluss auf das Schutzgebiet haben. Gem. Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL ist eine Naturverträglichkeitsprüfung durchzuführen.

Ähnliches trifft auch auf die Behauptung zu, dass kein nachhaltiger Eingriff in das Ramsargebiet Lafnitztal gegeben sei (284). Schutzgebiete nach der Ramsar-Konvention stellen materiell ökologisch hochrangige Lebensräume dar, entsprechen somit den Kriterien der Vogelschutz- und FFH-Richtlinien der EU und sind materiell Natura 2000 Gebieten gleichzusetzen. Somit ist auch außerhalb von ex-lege Schutzgebieten ist eine nachvollziehbare Bewertung der Auswirkungen der 380kV-Leitung zu erbringen. 

Die Behauptungen, dass es keine Einwirkungen auf Biotope und Ökosysteme gibt (181, 277, 278, 282, 288), sind unvollständig, z.T. unrichtig, da sie nicht berücksichtigen, dass im Rahmen von Stellungnahmen (Umweltanwaltschaft) die Gefährdung von Vogelschutzrichtlinie Anhang I-Arten aufgezeigt wurde. Auch ist, eine konkrete Verortbarkeit der Eingriffe vielfach nicht möglich, da die dazu notwendigen Grundlagen (Kartierungen und Bewertungen) unzureichend sind bzw. fehlen, zahlreiche Tiergruppen und -arten mit wichtiger Zeigerfunktion nicht berücksichtigt werden können, weil sie einfach nicht erhoben wurden, die Vegetation bzw. gefährdete Pflanzenarten nur unzureichend und eher überblicksartig, und eher sehr verallgemeinernd erhoben wurden und gefährdete Standorte nicht verortbar sind. 

Dazu einige detaillierte Ausführungen:

· Wesentliche Tiergruppen von hoher ökologischer Relevanz bzw. Arten von Gemeinschaftlicher Bedeutung (nach EU-Richtlinien) wurden nicht kartiert und berücksichtigt (z.B. Amphibien und Reptilien, Fledermäuse sowie ausgewählte Insektengruppen als Zeiger für lokale Veränderungen u.v.a.m), bzw. wurde auf einige Arten erst auf Basis von Einwendungen, jedoch ohne verortbare Kartierungen ihrer tatsächlichen Vorkommen, eingegangen (z.B. Gelbbauchunke, Fledermausarten). Damit ist auch die Wirksamkeit einer Ökologischen Bauaufsicht stark in Zweifel zu ziehen. Ähnliches gilt auch für die Vegetation bzw. die Flore im Untersuchungsgebiet – auch hier fehlen umfassende Kartierungen und damit konkret verortbare Standorte gefährdeter Arten und Lebensraumtypen. Die Erhebungen der Grundlagen sind unvollständig und für eine ökologische Bewertung und Berücksichtiogung aller ökosystemaren Zusammenhänge unzureichend, sie entspricht nicht dem Stand der Technik und der Wissenschaft
.

· Wie viele kleinräumige Lebensräume, Ökosysteme und andere biologisch interessante Standorte in den Erhebungen, Kartierungen und Beurteilungen keine Berücksichtigung fanden, wird im Bescheid selbst dokumentiert (285) und belegt. Aus fachlicher Sicht ist nicht nachvollziehbar, dass erst nach Nennung dieser Lebensräume und Standorte im Rahmen von Stellungnahmen naturschutzfachlicherseits Auflagen formuliert, in die E-UVE aufgenommen und schlussendlich im Bescheid als entweder durch das Vorhaben als nicht beeinträchtigt oder sogar als verbessert bezeichnet werden (285). Durch das gesamte Verfahren zieht sich eine Unvollständigkeit, da keine umfassenden und der UVE zugrunde liegenden Untersuchungen vorgenommen wurden. Dies erhärtet die Annahme, dass viele weitere ökologisch wertvolle Flächen im Rahmen des UVP – Verfahrens nicht berücksichtig wurden. Zur Illustration: Eine stichprobenartige Erhebung durch die Autoren ergab z.B. das Vorkommen einer nach Anhang II der FFH-Richtlinie geschützten Art (Gelbbauchunke/Bombina variegata) an einem der geplanten Mastenstandorte. In der UVE war dieser Standort nicht ausgewiesen. Es ist davon auszugehen, dass dies nicht der einzige Standort dieser Art im Trassenverlauf, bzw. insgesamt nicht die einzige Art und nicht der einzige Lebensraum ist, die im Rahmen der UVE nicht erfasst wurden, sowohl in den Gutachten als auch im Bescheid werden weitere Kartierungen nicht nachgefordert. Die Unterlagen für die Erstellung des Bescheides sind unvollständig. Dieser Umstand entspricht nicht dem Stand der Technik und der Wissenschaft. Daraus erfolgende Ableitungen hinsichtlich Beeinflussungen durch das Vorhaben und allfällige Ausgleichsmaßnahmen sind daher unzulässig. 

· Die Feststellung, dass die Summenwirkung (277) aller Eingriffe bzw. Beeinträchtigungen für den Bestand der Arten ausschlaggebend ist und nicht die Einzelmaßnahme des geplanten Vorhabens, kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich um einen erheblichen Eingriff für potentiell vorhandene Fledermauspopulationen
 handelt und vor allem diesen nicht rechtfertigen, trägt dieses Vorhaben doch dazu bei, gerade den Summationseffekt durch eine weitere Veränderung zu verstärken! Dies gilt v.a. im Hinblick darauf, dass, aufgrund fehlender Grundlagen Wochenstuben (z.B. hohle Altbäume) und Winterquartiere unzureichend bekannt sind, es durch Eingriffe, wie Schneisen, zu schwerwiegenden Verlusten kommen kann, die geforderte Auflage, als Ausgleich für betroffene Fledermausquartiere 500 künstliche Fledermauskästen anzubringen, voraussetzt, dass alle durch das Vorhaben betroffene Fledermausquartiere bekannt sind. Dies ist aber aus den vorliegenden Untersuchungen, Gutachten und dem Bescheid nicht ablesbar. Es fehlen somit entscheidende und verortbare Erhebungen bzw. Kartierungen der Standorte von Fledermausquartieren, über deren Populationsgrößen, Jagdareale usw. im Bereich der geplanten KV-Trasse und deren weiteren Umfeld, um eine sinnvolle Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu gewährleisten. Erst auf Basis dieser Grundlagen kann z.B. eine Abschätzung des Umfanges der Ausgleichsmaßnahmen (z.B. Standorte, Zahl der Fledermauskästen u.a. möglicher Maßnahmen) erfolgen. 
 

Erhebungen zur Einschätzung des Kollisionsrisikos von Vögeln fehlen, obwohl die UVE dieses Risiko erkennt und das Vorkommen geschützter Arten nachgewiesen ist. Im Rahmen des Bescheides werden keine bzw. nur unvollständige Grundlagen zu diesem Risiko herangezogen. 
 Auf Seite 277 des Bescheides wird sogar argumentiert: „Da keine Anhang I - Arten der Vogelschutzrichtlinie oder FFH-Arten oder geschützte Lebensräume, wie z.B. FFH-Lebensräume, vom Vorhaben durch Flächenverbrauch oder indirekt erheblich betroffen sind, sind auch keine erheblichen Auswirkungen auf Schutzgüter im Sinne der Richtlinie zu erwarten.“ Dieser Argumentation wird entschieden widersprochen, neben einer unvollständigen Erhebung, liegt ein auch unrichtig ermittelter Sachverhalt vor. So wird auch im Bescheid auf S. 276 das Thema Kollisionsrisiko gänzlich anders argumentiert: „.... im Hinblick auf die Avifauna (ist) in erster Linie das Kollisionsrisiko entlang der geplanten Leitungstrasse zu beachten. Das Kollisionsrisiko ... ist abschnittsweise unterschiedlich erheblich zu beurteilen. Diese Unterschiede in der Erheblichkeit ergeben sich aus der Verteilung der Vorkommen bestimmter, naturschutzfachlich bedeutender bzw. besonders risikoexponierter Vogelarten sowie der Funktion bestimmter Talräume als Leitlinien für den Vogelzug.“ Der Argumentation folgen keinerlei nachvollziehbaren Auflagen, außer dass, wie an vielen anderen Belangen auch, die ökologische Bauaufsicht für die Markierung der Leitungen zuständig sei (277).

Klimatische Gegebenheiten, insbesondere die mögliche Nebelbildung in Talräumen im Zusammenhang mit der Kollisionsproblematik werden im Bescheid nicht dem Stand der Technik und Wissenschaft entsprechend berücksichtigt. Erhebungen über klimatische Gegebenheiten (Mikroklima) fehlen – das lässt eine umfassende Einschätzung des Kollisionsrisikos nicht zu. Damit kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Projekt gegen die Vogelschutzrichtlinie verstößt. Damit fehlen Grundlagen über besondere klimatische Gegebenheiten,  deren Nichtberücksichtigung zu einer Verschärfung des Kollisionsrisikos führen können. 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen der Fachbereiche Biotope und Ökosysteme sind mit wenigen Ausnahmen sehr allgemein und vor allem räumlich schwer verortbar. (Beispiel: Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen bei Waldschneisen – Anlage naturnaher Säume (Ökotone)). 
 Auch die Problematik der nicht gegebenen Verbindlichkeit von Ausgleichmaßnahmen wird im Rahmen des Bescheides nicht entsprechend verfolgt. Ausgleichsmaßnahmen fehlen, wo solche vorgesehen sind, sind sie nicht ausreichend determiniert. Wie in etlichen Stellungnahmen formuliert, stellen sie unerzwingbare Behauptungen der Projektanten dar, sind so unverbindlich und allgemein gehalten, dass ihre Verwirklichung weder erzwungen noch evaluiert, daher auch nicht erwartet werden kann („Zwingende Auflagen“ nach UVP-Verfahren). Daher sind die Ausgleichsmaßnahmen unzureichend und zu allgemein, und stellen zum Teil nur „Behauptungen“ dar. Damit wird aber die Möglichkeit entzogen, die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf ihre Umweltverträglichkeit zu überprüfen, für eine ökologische Bauaufsicht ist eine Prüfung nicht möglich. 

Sollen Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen durchsetzbar sein, dann müssen diese konkretisiert und verortet werden und im Rahmen einer landschaftspflegerischen Begleitplanung erfolgen. Dies wird im Bescheid wegen der Komplexität des Projektes abgelehnt (177). Auch wenn im Bescheid mit dem Problem argumentiert wird, dass es nicht möglich ist Verfügungsberechtigungen über geeignete Ausgleichsflächen der Behörde gegenüber namhaft zu machen, entspricht eine Konkretisierung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dem Stand der Technik.

Der Feststellung (276 ff), dass der in den Projektunterlagen dargestellte Untersuchungsraum zur Beurteilung des Einflusses auf die Avifauna ausreicht, kann nicht gefolgt werden. Es sei nochmals auf eingereichte Stellungnahmen verwiesen, in denen auf Auswirkungen auf durchziehende Vogelarten, insbesondere im Zusammenhang mit klimatischen Gegebenheiten (Nebelbildung) eingegangen wird. Weiteres ist auf die Ausführungen zum Thema »Auswirkungen von Maßnahmen auch außerhalb von Natura 2000 – Gebieten« hinzuweisen.

Im Bescheid wird aus Seite 164f angeführt, dass auf Grund der verwiesenen Bestimmung des § 2 Abs 1 Stmk NSchG die UVP-Behörde im gegenständlichen Verfahren auf die Erhaltung des ökologischen Gleichgewichtes der Natur, auf die Erhaltung und Gestaltung der Landschaft in ihrer Eigenart (Landschaftscharakter) sowie in ihrer Erholungswirkung (Wohlfahrtswirkung) Bedacht zu nehmen hatte, wobei ihr (nur) die Möglichkeit der Auflagenvorschreibung offen stand. Unberücksichtig bleiben in dieser Argumentation der Behörde die einzuhaltenden Bestimmungen der EU-Richtlinien, die weitreichender formuliert sind.

* Unrichtige Ermittelung des Sachverhaltes

Die Behauptung, dass (164f) Beeinträchtigungen des ökologischen Gleichgewichtes der Natur auf Grund der Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsgutachtens, insbesondere des Teilgutachtens Biotope und Ökosysteme, ausgeschlossen werden können und es keine Einwirkungen auf Biotope und Ökosysteme gibt (277), ist inhaltlich unrichtig (siehe dazu die im folgenden genannten Argumente), da sie u.a. den Erhebungen der Behörde selbst widerspricht, wenn an anderer Stelle des Gutachtens aufgezeigt wird, dass "Baum- und Straucharten durch Verbiss und Verfegen sehr stark gefährdet sind" (274). 

Diese Aussage wird auf S. 274 „..insgesamt kann eine Biotopverbesserung erwartet werden“ und in der Zusammenfassung (343) noch erweitert getätigt: „Die Eingriffe in Biotope und Ökosysteme sowie in den Forst sind in der Bauphase teilweise erheblich, werden im Zeitablauf durch die von den Antragstellerinnen verpflichtend vorzunehmenden Ausgleichsmaßnahmen gemildert und schließlich weitestgehend ausgeglichen.“ Dieser Aussage muss nachdrücklich widersprochen werden. Die Eingriffe – soweit sie überhaupt aufgrund fehlender Grundlagen - umfassend (s.o.) beurteilbar sind – sind nicht nur als erheblich sondern als sehr erheblich einzustufen. Ebenso sind die zit. .. „von den Antragstellerinnen als verpflichtend vorzunehmenden Ausgleichsmaßnahmen ... und deren mildernde Wirkung fraglich. Die Aussage, dass die Ausgleichsmaßnahmen zudem noch die Auswirkungen »weitestgehend ausgleichen«, ist im Hinblick auf die großen Lücken bei der Befundung (Grundlagenerhebungen und Kartierungen) nicht haltbar.

Die Begründung, dass die Summation verschiedener Einflüsse auf den Lebensraum der Tiergruppe der Fledermäuse für deren Rückgang schuld sei, bleibt unwidersprochen. Doch die Aussage, dass das geplante Vorhaben nicht ausschlaggebend dafür sei, ist unrichtig: trägt dieses Vorhaben doch dazu bei, gerade den Summationseffekt durch eine weitere Veränderung zu verstärken! (277/278)

Laut Bescheid wurde die Abstimmung mit sonstigen öffentlichen Interessen im Genehmigungsverfahren eingehend geprüft. Auf Grund der im Umweltverträglichkeitsgutachten enthaltenen Gesamtbewertung (Kapitel 10) steht fest, dass die vorteilhaften Auswirkungen des Vorhabens gegenüber seinen nachteiligen Auswirkungen – unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf Menschen und deren Lebensräume, auf Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume sowie auf Boden, Wasser, Luft und Klima, auf Sach- und Kulturgüter und auf die Raumentwicklung - überwiegen. Letztendlich führt dies zu einer Natur aus zweiter Hand, da durch Projekte, wie das eingereichte, neue Lebensräume erschlossen werden. Verschwiegen wird, dass ein derartiges Projekt ein immerwährendes Aus für etliche Lebensräume bedeutet.

Zur Aussage, es werde projektgemäß zu keiner Beeinträchtigung oder Zerstörung von Biotopen (unsachliche Verwendung des Begriffes »Biotop«) kommen, kurzfristige Beunruhigungen in der Bauphase .....   (Bescheid, S. 285) braucht wohl kaum Stellung genommen werden – sie ist gänzlich unrichtig, da sie ohne die notwendigen umfassenden Grundlagen erstellt ist. (vergl. GA/BOKU zum Aspekt der fehlenden Grundlagenerhebungen)

* Unschlüssigkeit des Bescheides

Nach wie vor ist eine Landschaftspflegerische Begleitplanung als entscheidende Grundlage nachdrücklich einzufordern. In einer fachlich fundierten Landschaftspflegerischen Begleitplanung wären einerseits alle für eine landschaftsökologische Beurteilung der Eingriffe erforderlichen Grundlagen und Kartierungen ersichtlich gewesen, zum anderen wären alle im Zuge der Bauphase zu berücksichtigenden sensiblen Flächen und Lebensräume verortbar und allenfalls erforderliche Ausgleichsmaßnahmen ableitbar. Die im Bescheid eingeforderte Ökologische Bauaufsicht ist nach Ansicht der Gutachter nicht oder zumindest nicht in allen Fällen ein ausreichender Ersatz.

Als ein typisches Beispiel seien die Fledermäuse
 genannt, siehe dazu das Kapitel Unvollständigkeit.

Im Bescheid wird an mehreren Stellen darauf hingewiesen, das im Zusammenhang mit dem Vorhaben »ökologische Verbesserungen« eintreten  (S.282: „.... - in Verbindung mit den Ausgleichsmaßnahmen -  die Artenvielfalt und die Biotopausstattung in der Umgebung der Leitungstrasse erhalten und sogar verbessert werden kann.“, S.285: „ ... und sogar mit einer Verbesserung der Artenvielfalt und die Biotopausstattung gerechnet werden kann.“,  S.288 – ähnliche Aussage). Diese Aussage ist nur bedingt richtig: Richtig ist, dass durch bestimmte Ausgleichsmaßnahmen eine Bereicherung der Arten- und Biotopstrukturvielfalt erzielt werden kann, dass auch z.B. durch Schneisen in Waldgebieten neue Lebensraumtypen entstehen können (z.B. Ökoton Übergang Wald – Offenland )
. Nicht erwähnt wurde, dass es sich um einer Natur aus zweiter Hand handelt. Nicht berücksichtigt sind außerdem jene vielen Kleinst- und Kleinlebensräume, deren Verschwinden im Bescheid nicht Eingang fand, da sie gar nicht erhoben wurden. Die von der Behörde getätigte Aussage ist somit unvollständig bzw. unrichtig. Die Aussage, dass eine Verbesserung der Artenvielfalt durch die Leitung erfolge (282, 285, 288) könnte zu dem Trugschluss führen, dass überall Leitungen im Interesse der Artenvielfalt und damit des Naturschutzes gebaut werden müssten!

Außerdem ist ohne umfassende landschaftspflegerische Begleitplanung eine zielführende und effiziente ökologische Bauaufsicht ausgeschlossen. Nicht immer wird die ökologische Bauaufsicht an Ort und Stelle sein, um während der Bauphase ökologisch wertvolle Lebensräume zu identifizieren. Unwissende Bauarbeiter können Kleinlebensräume schon längst zerstört haben, bevor die Aufsicht vor Ort ist.

Außerdem wird die Vorgangsweise der Bestellung der Bauaufsicht hinterfragt, da sich bei einer Bestellung durch die Projektwerberin die Frage nach Befangenheit aufdrängt, wäre doch spätestens im Rahmen des Erstellung des Bescheides eine Bestellung durch unabhängige Verbände (z.B. ÖGLA, Umweltdachverband o.ä.) zu fordern. Weder in einem Gutachten noch im Bescheid wird eine Aussage über den Personenumfang und die erforderliche Qualifikation der ökologischen Bauaufsicht getätigt. In Anbetracht der mangelhaften Unterlagen, z.B. fehlender Landschaftspflegerischer Begleitplan, sowie der umfangreichen Aufgaben, Feststellung und Ausweisung von Lebensräumen von Amphibien, Überprüfung von Bäumen in Hinblick auf Fledermausquartiere, Markierung der Leitungen, .... ist einerseits eine hohe Qualifikation und andererseits hohes Ausmaß an personeller Ressource notwendig.

4 Fachbereich Raumordnung: Siedlungsraum und Ortsbild, Landschaftsbild sowie Freizeit/ Erholung und Tourismus

* Unvollständige Erhebung des Sachverhaltes
Die Visualisierung betreffend wurde im Rahmen der Stellungnahmen eingewendet, dass ein Verfahrensfehler bezüglich der Informationspflicht aller Parteien vorliegt. Auf diesen Einwand wurde im Rahmen des Bescheides nicht entsprechend eingegangen. Dem Argument, dass die Behörde sich angesichts der Vielzahl von Verfahrensparteien nicht in der Lage sah, sämtliche Parteistellungsbehauptungen im Detail zu überprüfen (184), kann nicht stattgegeben werden.

Hinsichtlich des Landschaftsbildes sind Unschlüssigkeit und Unvollständigkeit gegeben, weil im Bescheid einerseits festgestellt wird, dass das Vorhaben der Steiermarkleitung nachteilige Einflüsse hat, aber andererseits behauptet wird, es würde keine schwerwiegende Beeinträchtigung geben (179f). 

Es wird nicht auf den Einwand eingegangen, dass eine synoptische Zusammenfassung aller Ist-Zustände, der Auswirkungen und Darstellung der Maßnahmen für die betreffenden Fachbereiche fehlt. Die mangelnde Übersichtlichkeit und Abstimmung der Gutachten untereinander, hat zu einer fehlenden zusammenführenden Problembehandlung geführt, auf dieser mangelhaften Basis wurde der Bescheid erstellt. 
Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft werden im Rahmen des Bescheides, obwohl mehrfach bei Stellungnahmen angeführt, nicht gefordert und obwohl bei der Revision der Umweltverträglichkeitsprüfung von erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Landschaftsbild ausgegangen wird. Der Konkretisierungsgrad der Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen der UVE und der Argumentation im Bescheid entspricht nicht der Gesetzeslage und dem Stand der Technik. Die Sichtschutzpflanzungen betreffend findet eine Verortung der Maßnahmen nur in Form einer fragmentarischen, skizzenhaften Darstellung statt (siehe z.B. UVE Fachbereich M Raumordnung/ III Landschaftsbild, S. 145), es werden keine genauen Angaben bezüglich Dimensionierung sowie Art und Aufbau der Pflanzungen gemacht und auch nicht bei der Revision zur Umweltverträglichkeitsprüfung und im Bescheid eingefordert. Es fehlt eine genaue Verortung von Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen und deren Beschreibung (z.B. nach Art, Größe, Wirksamkeit, Pflegedauer und -art etc.) im Rahmen einer landschaftspflegerischen Begleitplanung. Ein landschaftspflegerischer Begleitplan ist Stand der Technik bei Vorhaben derartiger Dimension. 

Die Auflage Nr. 162 (92), dass vor Baubeginn eine bauhistorische Untersuchung des Martels zwischen Schölbing und Habersdorf erfolgen soll, ist ein weiterer Indiz für die Unvollständigkeit des Bescheides. Bei Erstellung des Bescheides liegen in diesem Fall keine Gutachten über mögliche Auswirkungen vor. Verfahrenstechnisch stellt sich die Frage, wie damit umgegangen wird, dass die Projektwerberin Begutachtungen in eigener Sache vornimmt. 

In der UVE fehlt eine Untersuchung der Tragfähigkeitsgrenzen für „naturferne Landschaftsräume“ als Lebensumfeld für den Menschen. Im Bescheid wird dann zwar eine differenzierte Würdigung und Bewertung allfälliger Vorbelastungen als generell erforderlich angesehen (308), jedoch lässt sich diese in weiterer Folge nicht auffinden. Die diesbezüglichen Erhebungen sind somit als unvollständig einzustufen.

Nach Meinung des Sachverständigen und im Rahmen des Bescheides können durch den gegebenen Konflikt durch die Errichtung der Freileitung zu den regionalen Zielsetzungen aus dem Regionalen Entwicklungsprogramm keine erhebliche Beeinträchtigung oder Gefährdung der Funktionsfähigkeit der Kulturlandschaft zur Entwicklung eines tragfähigen und nachhaltigen Tourismus abgeleitet werden, da in diesem Teilraum keine verstärkten touristischen Entwicklungen erkennbar bzw. zu erwarten sind (322). Für die Aussagen liegen keine genauen Untersuchungen vor. Im Bescheid sowie auch in den Gutachten der Sachverständigen werden Unterlagen zu touristischen Entwicklungspotentialen als seriös kaum machbar eingeschätzt. Es wird daraufhingewiesen, dass dies Stand der Technik ist, dass eine derartige Trendabschätzung von touristischen Entwicklungen sehr wohl seriös möglich ist. Gerade im Bereich der Tourismusforschung liegen derzeit viele Modellierungen vor, die zur Abschätzung von Entwicklungen dienen. Die im Rahmen des Bescheides herangezogenen Unterlagen sind als unvollständig anzusehen. 

* Unrichtige Ermittelung des Sachverhaltes

Die methodische Vorgangsweise bei der Bewertung des Landschaftsbildes wird hinsichtlich der undifferenzierten Definition von Begriffen und Mittelwertbildung weiterhin kritisiert. Der Argumentation im Rahmen des Bescheides, dass diese methodische Vorgangsweise als adäquat angesehen werden kann, da sie einfach nachvollziehbar ist, wird widersprochen. Gerade auf Grund der Mittelwertbildung ist eine Nachvollziehbarkeit nicht gegeben. 

Auf die Forderung in verschiedenen Stellungnahmen nach einer Visualisierung wurde eine Visualisierung mittels Wetterballons durchgeführt, bei der die Sachverständigen anwesend waren. Eine Visualisierung mittels Wetterballon bei der eine Mastdimension im Zuge einer fachlichen Beurteilung von einem geschulten Auge interpretiert und mitberücksichtigt wird, wird weiterhin in Frage gestellt. Eine derartige Visualisierung entspricht nicht dem Stand der Technik und des Wissens. Das Gutachten zur Visualisierung vom August 2004 kann aus fachlicher Sicht nicht zu einer objektiven und nachvollziehbaren Landschaftsbildbewertung herangezogen werden. Stand der Technik bei Verfahren derartigen Ausmaßes sind Visualisierungen u.a. mittels digitaler Visualisierungstechniken, Geländeskizzen, Perspektivzeichnungen, Fotodokumentationen der Trassenführung, wenn nicht für die gesamte Strecke so doch für Abschnitte, bei denen eine Beeinträchtigung zu erwarten ist (Aussichtspunkte etc.). Der Argumentation im Bescheid auf Seite 178 kann somit nicht gefolgt werden.

Bei den Bewertungen zur Auswirkung der geplanten Steiermarkleitung auf die verschiedenen Landschaftseinheiten im Rahmen des Bescheides wird weiterhin nicht berücksichtigt, dass sich Autobahnen und Freileitungen in ihrer ästhetischen Wirkungsintensität und somit Fernwirkung auf das Landschaftsbild grundsätzlich unterscheiden. Nach dem Stand der Technik findet somit eine unzulässige Vereinheitlichung sehr unterschiedlicher Wirkungsweisen statt.  Der Argumentation der Bündelung kann nicht entsprochen werden (305). Es ist von einem methodischen Fehler auszugehen.

Einwendung (128) Seitens des Gutachters zur Regionalentwicklung und Freizeit, Erholung und Tourismus als auch seitens der Autoren werden weit negativere Auswirkungen des Vorhabens gesehen. So korrigiert der Gutachter die Wirkungsintensität gegenüber der UVE teilweise, ebenso die Eingriffserheblichkeit, womit erhebliche methodische Mängel in der UVE dokumentiert werden. Weiteres führt der Gutachter als Mangel an, dass es eine Tendenz zur Durchschnittsbildung gibt. Bei der Erstellung des Bescheides wird jedoch dieser Mangel nicht durch neue Erhebungen beglichen, eine Entscheidung für den Bereich Regionalentwicklung basiert somit auf unvollständigen und unzulänglichen Erhebungen.

Auf Seite 138 erfolgt eine Abwägung zwischen der Regionalentwicklung, Freizeit, Erholung und Tourismus mit der Sicherung der Energieversorgung. Seitens der Autoren drängt sich die Meinung auf, dass diese Art einer Abwägung im Rahmen eines UVP-Verfahrens als nicht gültig anzusehen ist und ersucht die Umweltanwaltschaft um genaue Prüfung.

Auf Seite 177 des Bescheides argumentiert die Behörde wie folgt „Wenn in den Einwendungen und Stellungnahmen vielfach erklärt wurde, dass diese Ausgleichsmaßnahmen noch nicht feststünden, noch nicht verortet und daher nicht weiter von Belang seien, so ist dem Folgendes entgegenzuhalten: es erscheint einsichtig, dass es für eine so große Fläche nicht möglich ist, schon während des Genehmigungsverfahrens sämtliche Verfügungsberechtigungen über geeignete Ausgleichsflächen der Behörde gegenüber namhaft zu machen..... Unter Berücksichtigung dieser Aspekte erscheint eine Verortung der Ausgleichsmaßnahmen keine zwingende Grundlage für die behördliche Entscheidung.“ Diesem Argument muss aus fachlicher Sicht entschieden widersprochen werden, ist es doch Stand der Dinge, dass gerade bei Verfahren eines derartigen Ausmaßes, die Fläche ist gemeint, umfassende Ausgleichsmaßnahmen zur UVE eingereicht werden.

* Unschlüssigkeit des Bescheides 

Da der Aspekt Bedarfserhebung (190-192) nicht Gegenstand der vorliegenden Studie ist, sei in diesem Rahmen ledig auf die Unschlüssigkeit der Argumentation seitens der Behörde hingewiesen. 

Hinsichtlich des Landschaftsbildes ist Unschlüssigkeit gegeben, weil festgestellt wird, dass das Vorhaben der Steiermarkleitung nachteilige Einflüsse hat. So wird auf S.137 u.139 des Bescheides von erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Landschaftsbild ausgegangen, dass in Bereichen naturnaher Kulturlandschaft mit hoher Sensibilität hinsichtlich des Eingriffes in die Landschaft und der nachteiligen Auswirkungen auf das Landschaftsbild das Unterbleiben des Vorhabens (Null-Variante) dem eingereichten Projekt vorzuziehen sei (139), der Sachverständige aus dem Fachgebiet des Landschaftsbildes spricht dem Vorhaben sogar die Umweltverträglichkeit ab (165). Jedoch wird an anderer Stelle behauptet, es würde keine schwerwiegende Beeinträchtigung gegeben sein (179f).

Die angewendete Methode zur Visualisierung der Auswirkungen des Eingriffes wird im Bescheid verteidigt (178) (trotz massiver Kritik im Rahmen verschiedener Stellungnahmen). Im Bescheid wird prinzipiell hinterfragt, ob die Einwirkungen auf das Landschaftsbild überhaupt auf taugliche Weise erfasst werden können (179). Die letztere Aussage ist als Polemik zu verstehen und weist auch auf die unvollständigen Erhebungen bei der Erstellung des Bescheides hin. Nur ein Blick in spezifische Forschungsrichtungen der Landschaftsplanung und Landschaftspflege macht deutlich in welchen Ausmaß sich die Profession mit der Landschaftsbildbewertung sowie der Visualisierung von Eingriffen in die Landschaft beschäftigt und zwar nicht erst in jüngster Zeit. 

Auf Seite 177 des Bescheides erkennt die Behörde, dass der die eingereichte UVE nicht eindeutig ist, jedoch übernimmt die Behörde die Stellung der Projektwerberin. „Hingegen ist dem Teilband Raumordnung der Umweltverträglichkeitserklärung (UVE-F) zu entnehmen, dass die dort untersuchten bzw. empfohlenen Sichtschutzpflanzungen nur eine sehr geringe Maßnahmenwirkung entfalten. Aus den Bezug habenden Formulierungen lässt sich kein Bindungswille der Antragstellerinnen erschließen und ist somit davon auszugehen, dass diese Sichtschutzpflanzungen lediglich eine Variantenprüfung im Fachbeitrag Raumordnung der Umweltverträglichkeitserklärung darstellen, nicht hingegen einen Projektsbestandteil“.
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